
die durch ihre Mitarbeit im Haushalt und bei der Ver­
sorgung und Erziehung der Kinder zur Bildung des 
Vermögens des Ehemannes beigetragen hat, als auch 
der Ausgleichsanspruch, der beiden Ehegatten dann zu­
steht, wenn sie während der Ehe durch Mitarbeit im 
Betrieb des anderen Ehegatten zur Werterhöhung sei­
nes Vermögens beigetragen haben, ist naturgemäß lau­
fenden Veränderungen unterworfen. Denn die Einnah­
men aus Arbeitseinkommen und sonstigen Bezügen oder 
aus einem Gewerbebetrieb sowie die Ausgaben für die 
persönlichen Bedürfnisse der Eheleute und der Kinder 
oder diie betrieblichen Aufwendungen gestalten sich 
unterschiedlich, so daß in Zeiten erhöhter Bedürfnisse 
der Familie oder größerer Geschäftsausgaben eingetre­
tener Vermögenszuwachs wieder aufgezehrt werden 
kann (OG, Urteil vom 11. April 1958 — 1 Zz 4/58 — OGZ 
Bd. 6 S. 145; NJ 1958 S. 610).
Im Haushalt der Familie ist es allgemein nicht üblich, 
für die gesamte Ehedauer über Ein- und Ausgaben Buch 
zu führen. Ebensowenig wird von Handwerksbetrieben, 
die der Normativbesteuerung unterliegen, Nachweis 
über ihr Geschäftsergebnis verlangt. Unter Berücksich­
tigung dieser Umstände ist für die Ermittlung des Ver­
mögenszuwachses während der Ehe in der Regel davon 
auszugehen, daß das bei der Eheschließung vorhanden 
gewesene Vermögen dem Vermögen gegenübergestellt 
wird, welches im für die Ausgleichung maßgeblichen 
Zeitpunkt tatsächlich vorhanden war. Zur schlüssigen 
Begründung der Höhe ihres Klaganspruchs hätte des­
halb die Klägerin darlegen müssen, welche Vermögens­
werte (Grundstücke, Mobilien, Forderungen und Bar­
geld) ihrem geschiedenen Mann bei Eingehung der Ehe 
sowie bei Beendigung der gemeinsamen Arbeit im Bäk- 
kereigeschäft zur Verfügung standen. Dabei kann aller­
dings nur der Vermögenserwerb berücksichtigt werden, 
der aus dem Ergebnis der beiderseitigen Tätigkeit er­
zielt wurde. Vermögenszuwachs der Ehegatten, der hier­
auf nicht zurückzuführen ist, weil er z. B. durch Erb­
schaft oder Schenkung eintrat, unterliegt nicht der Aus­
gleichung. Das ist in diesem Verfahren hinsichtlich des 
treuhänderisch verwalteten Grundstücks zu beachten, 
von dem der Ehemann der Klägerin einen erheblichen 
Anteil geerbt hat.
Es kann jedoch, auch wenn es sich um einen Ausgleichs­
anspruch wegen Mitarbeit im Gewerbebetrieb des an­
deren Ehegatten handelt, die Höhe des Vermögens­
zuwachses nicht allein mit Hilfe einer Gewinn- und 
Verlustrechnung begründet werden, wie das von der 
Klägerin versucht wurde. Besonders trifft das auch auf 
einen Handwerksbetrieb zu, der nicht buchführungs­
pflichtig ist. Vor allem die in ihrem Rechenwerk ent­
haltenen Angaben über die angeblich während der Ehe 
erfolgten Entnahmen aus dem Geschäftsgewinn zur Be­
streitung der persönlichen Bedürfnisse der Ehegatten 
und sonstiger privater Aufwendungen entbehren jeder 
Substantiierung.
Sie können, wie die Lebenserfahrung lehrt, auch höher 
als monatlich 500 MDN gewesen sein, und werden in 
den fast acht Ehejahren bestimmt nicht immer den 
gleichen Betrag ausgemacht haben, so daß schon allein 
aus diesen Erwägungen eine schlüssige Begründung der 
Höhe des Ausgleichsanspruchs nicht vorlag. Darüber 
hinaus enthalten aber auch die übrigen Positionen, die 
größtenteils auf theoretischen Berechnungen beruhen, 
so viele Unsicherheitsfaktoren, daß sie keine Grundlage 
für eine gerichtliche Entscheidung bilden können. Daran 
vermag auch die Tatsache nichts zu ändern, daß die 
Zivilkammer die Ertragsberechnung der Klägerin durch 
die Abteilung Finanzen beim Rat des Kreises B. über­
prüfen ließ.
Für die Feststellung des Vermögens des früheren Ehe­
mannes der Klägerin bei Beendigung der gemeinsamen

Arbeit wäre vielmehr von den vom Rat des Kreises B. 
erfaßten Werten (Grundstück mit Inventar, Barbeträge) 
und dem Wert der Gegenstände, die der Klägerin belas­
sen wurden (Hausrat, Kraftwagen) auszugehen gewesen, 
soweit sie ausgleichspflichtig sind. Der Klägerin ist da­
bei insoweit beizupflichten, daß als maßgeblich für die 
Errechnung des Vermögenszuwachses nicht der Zeit­
punkt der Eheauflösung, sondern der der Republik­
flucht ihres geschiedenen Ehemannes angenommen wer­
den kann. Zu dieser Zeit ist die gemeinsame Vermögens­
bildung der Ehegatten im Bäckereibetrieb durch den 
Ehemann der Klägerin in einer Weise beendet worden, 
der eine spätere Wiederherstellung des früheren Zu­
standes nicht mehr annehmen ließ, so daß Veränderun­
gen in der gegebenen Vermögenslage auch nicht mehr 
zu erwarten waren. Ebenfalls ist der Klägerin zuzu­
stimmen, daß in die Ausgleichung auch solche Ver­
mögenswerte mit einzubeziehen sind, die ein ausgleichs­
pflichtiger Ehegatte bei Beendigung der gemeinsamen 
Vermögensbildung in sittenwidriger Weise beiseite 
schafft, um sich persönlich auf Kosten des anderen 
Ehegatten zu bereichern und die Realisierung des Aus­
gleichsanspruchs zu vereiteln.
Aber auch solche Behauptungen müssen sich auf Tat­
sachen stützen und mit Beweisangeboten versehen sein, 
die eine Nachprüfung durch das Gericht möglich machen. 
Allein der Vortrag der Klägerin, daß das in der Ge­
winn- und Verlustrechnung ausgewiesene Vermögen zur 
Zeit der Republikflucht vorhanden gewesen, aber an­
schließend von ihrem früheren Ehemann beiseite ge­
schafft worden sei, ist ohne Angabe konkreter Einzel­
heiten und Beweisangebote, abgesehen von den Beden­
ken gegen das Rechenwerk selbst, nicht als schlüssiger 
Klagvortrag geeignet. Auch insoweit hätte das Kreis­
gericht die Klägerin auffordern müssen, ihr unschlüs­
siges Vorbringen zu ergänzen und die hierfür notwen­
digen Beweismittel zu benennen.

Das Kreisgericht hat schließlich auch nicht geprüft, ob 
die Klage schlüssig begründet ist, soweit die Klägerin 
die Hälfte des während der Ehe eingetretenen Ver­
mögenszuwachses als Ausgleichsanspruch geltend ge­
macht hat. Zwar kommt es bei der Bemessung eines 
solchen familienrechtlichen Anspruchs im allgemeinen 
nicht entscheidend darauf an, ob die Ehegatten im Ver­
hältnis zueinander eine ökonomisch unterschiedlich zu 
bewertende Arbeit verrichtet haben. Die Gleichberech­
tigung von Mann und Frau in der Ehe der sozialisti­
schen Gesellschaft verlangt, soweit nicht außergewöhn­
liche Verhältnisse vorherrschen, eine gleiche Bewertung 
der von den Ehegatten für das Wohl der Familie gelei­
steten ^rbeit (siehe das bereits zitierte Urteil des Ober­
sten Gerichts vom 11. April 1958).

Arbeiten beide Eheleute allein im Handwerksbetrieb, 
so kann es also, von Ausnahmefällen abgesehen, nicht 
entscheidend für den Vermögensausgleich sein, welche 
Arbeiten der Mann und welche Tätigkeiten die Frau 
verrichtet hat. Der Vermögenszuwachs ist ihnen je zur 
Hälfte zuzubilligen. Besonders zu prüfen ist jedoch der 
Anspruch des ausgleichsberechtigten Ehegatten dann, 
wenn, wie in diesem Verfahren, im kinderlosen Haus­
halt und vor allem im Gewerbebetrieb zusätzliche Ar­
beitskräfte beschäftigt wurden (Gehilfen, Lehrlinge, 
Hausangestellte), die durch ihre Tätigkeit mit dazu bei­
trugen, die Erträgnisse des Geschäfts beachtlich zu be­
einflussen, so daß der Vermögenszuwachs nicht nur das 
Ergebnis der Arbeit der Eheleute ist. Bei solcher Sach­
lage ist zu prüfen, ob die Mitarbeit des Ehegatten im 
Gewerbegeschäft des anderen tatsächlich so hoch ein­
zuschätzen ist, daß die Hälfte des Vermögenszuwachses 
als Ausgleichsanspruch verlangt werden kann, oder ob 
je nach Lage des Einzelfalles eine angemessene Ermäßi­
gung notwendig erscheint.
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